
„Die geplanten Maßnahmen sind 
schlicht überzogen und nicht not-
wendig“, sagt Harald Fischer und 
verweist auf eine Statistik: Auf mehr 
als der Hälfte der Bauernhöfe und 
rund 40 Prozent der landwirtschaft-
lichen Flächen werde nach den Vor-
gaben der Agrarumweltprogramme 
gewirtschaftet. „Wir brennen nicht 
nur für die Landwirtschaft, sondern 
auch für die Artenvielfalt und den 
Umweltschutz“, erklärt Fischer. Die 
Landwirte würden bereits vieles leis-
ten, den Lebensraum für Pflanzen 
und Tiere, den sie in FFH-, Vogel-
schutz und Naturschutzgebieten 
selbst geschaffen haben, pflegen und 
erhalten. Die Auswirkungen auf die-

se Gebiete seien 
durch das Insekten-
schutzgesetz gra-
vierend. Entspre-
chend verärgert 
zeigt sich Fischer 
über die Maßnah-
men: „Wir sprechen 
uns sehr für den 
Insektenschutz aus. 
Mit dem neuen 

Gesetz wird jedoch einfach über 
unsere Köpfe hinweg entschieden.“

DerKreisobmanndesBBVistderMei-
nung,dassesdieneuenVerordnungen
nicht gebraucht hätte, angesichts der
Arbeit, die Bäuerinnen und Bauern
bereitsleisten.Erwürdesichseitensder
Politik mehr Kooperation wünschen,
denn ohne Landwirte würde Natur-
schutz nicht funktionieren.

Ärger über
Insektenschutzgesetz

Wunsiedel – Eigentlich klingt es
doch recht positiv: das Insekten-
schutzgesetz. Auf 800 000 Hektar
Land in Bayern sollen die Bewirt-
schaftung und entsprechender
Pflanzenschutz verboten oder mas-
siv eingeschränkt werden. Damit
kann künftig nicht mehr in den
Lebensraum der
Insekten eingegrif-
fen werden. Im
Landkreis Wunsie-
del betreffen die
neuen Maßnah-
men knapp 900
Hektar. Laut dem
Kreisobmann des
bayerischen
Bauernverbandes
(BBV) Harald Fischer greift das
Gesetz jedoch zu kurz oder gar
daneben.

Schon am Sonntag entfachten die 
landwirtschaftlichen Betriebe im 
Landkreis Mahnfeuer, um gegen die 
pauschalen Regelungen zu protestie-
ren. Die Entscheidung über das 
Gesetz fällt das Bundeskabinett in 
Berlin heute.

Heute entscheidet das
Bundeskabinett in Berlin
über das „Aktionspaket
Insektenschutz“. Landwirte
protestieren gegen das
neue Gesetz.

Von Sascha Fuchs

’’ Die geplanten
Maßnahmen sind schlicht

überzogen und nicht
notwendig.‘‘Harald Fischer, Kreisobmann des BBV

Notdienste
Notrufe

Polizei: 110
Feuerwehr: 112
Rettungsdienst: 112
Bundespolizei: 09287/96510

Ärzte
Ärztlicher Bereitschaftsdienst:
116117

Apotheken
Alte Apotheke Selb (09287/77333),
Apotheke in Nagel (09236/98150),
Burg-Apotheke Thierstein (09235/487).

Telefonseelsorge
Telefon 0800/1110-111 und 1110-222.

Hospizinitiative Fichtelgebirge
Für den Bereich Marktredwitz/Selb/Wun-
siedel: Telefon 0177/5910177.

VorsichtCrash!
EineAktionvonPolizei

undFrankenpost

KONTROLLEN HEUTE:

■ Geschwindigkeitskontrollen auf der 
St 2461 zwischen Hof und Münchberg.
■ Insassensicherung und Verbot elekt-
ronischer Geräte im Bereich Schwar-
zenbach und Geroldsgrün. 
Achtung: Als Kraftfahrzeugführer ein 
elektronisches Gerät benutzt: 100 Euro 
Bußgeld, ein Punkt im Flensburger 
Fahreignungsregister.
Im vergangenen Jahr wurden in Hoch-
franken 727 Kraftfahrzeugführer beim 
verbotswidrigen Benutzen ihres Mobil- 
oder Autotelefons festgestellt.

Pkw fährt zu schnell
und landet im Bankett
Arzberg – Weil er seine Geschwin-
digkeit den winterlichen Straßenver-
hältnissen nicht angepasst hat, kam 
am Montagabend ein 39-jähriger 
Autofahrer von der Fahrbahn ab. Der 
Mann aus dem Landkreis wollte von 
der Kreisstraße auf die B 303 auffah-
ren. Da er aber auf der schneebedeck-
ten Fahrbahn viel zu schnell war, 
kam sein Pkw ins Rutschen und fuhr 
ins Bankett. Dabei beschädigte er 
zwei Verkehrsschilder. red

Wertstoffhöfe am
Faschingsdienstag zu

Wunsiedel – Am Faschingsdienstag, 
16. Februar, bleiben alle Wertstoffhö-
fe im Landkreis Wunsiedel im Fich-
telgebirge geschlossen. Die Verwal-
tung des Kommunalunternehmens 
Umweltschutz Fichtelgebirge (Kufi) 
sowie die Deponie Sandmühle sind 
an diesem Tag nur bis 12 Uhr 
erreichbar. red

Jetzt hat die Stadt das WUN Immo-
bilien KU mit der Planung und Bau-
durchführung beauftragt. Den ent-
sprechenden Vertrag unterzeichne-
ten Bürgermeister Nicolas Lahovnik 
und Angela Schwarz, Vorständin des 
WUN Immobilien KU.

„Es musste einfach Abhilfe geschaf-
fen werden“, sagte Bürgermeister 
Lahovnik. „Wir wollen unsere Fami-
lien unterstützen und alles tun, um 
ausreichend Kita-Plätze zu schaffen. 
Nach Abschluss der Baumaßnahmen 
am Kindergarten Holenbrunn, am 
Waldkindergarten 2 und dem derzeit 
laufenden Projekt Kindergarten 
Schönbrunn gelingt uns dies nun 

auch bei der Kindertagesstätte ,Ster-
nenzelt’.“

Die Stadt Wunsiedel und der Diako-
nieverein Wunsiedel haben sich um
eine Lösung bemüht und diese auch
gefunden: Das bestehende Gebäude
wirdertüchtigt.DasGebäudeaufdem
Nachbargrundstück,dasdemModell-
eisenbahnclub Wunsiedel komplett
abgekauftwurde,wird abgerissenund
ein Erweiterungsbau an die jetzige
Kita angebunden. Dazu schloss die
Stadt einen Erbbaurechtsvertrag mit
der evangelischen Kirchengemeinde.
Der bewährte Betrieb der Kita durch
den Diakonieverein Selb-Wunsiedel
bleibt unverändert. red

Wunsiedel – Seit September 2013 
muss die Kita „Sternenzelt“ mit einer 
Container-Lösung leben. Der Raum-
bedarf konnte, wie die Stadt Wunsie-
del mitteilt, bisher nicht anderweitig 
gelöst werden. 

Um ausreichend Plätze zu
schaffen, kauft die Stadt
das Nachbargelände.
Dort plant und baut die
WUN Immobilien dem-
nächst und löst somit alle
Raumprobleme.

Stadt erweitert Kita „Sternenzelt“

Bürgermeister Nicolas Lahovnik, Kita-Leiterin Karin Pastwa, Siglinde Janke, Geschäftsführerin der Diakonie Selb-Wunsiedel,
Dekan Peter Bauer und KU-Vorständin Angela Schwarz (von links) nach der Unterzeichnung. Foto: Stadt Wunsiedel

Leserbrief

Sparen auf dem Land
Zur Pfarrstellenkürzung Höch-
städt-Thierstein

Schon in der Vergangenheit war 
Höchstädt von der Stellenkürzung 
(0,5) betroffen. Proteste haben 
nichts gebracht. Wir haben zwar 
noch eine Kirche, das Pfarrhaus ist 
längst verkauft, und ich befürchte, 
dass nach Corona vieles nicht 
mehr so sein wird, wie es war. 
Damit meine ich die Aktivitäten 
der Ehrenamtlichen. Es wird also 
schwieriger. Und nun noch Stel-
lenkürzung. Und wieder, wie 
schon öfter, prangere ich die Ver-
nachlässigung der Kirche auf dem 
Land an. Aus Sicht der Landeskir-
che ist anscheinend die Stadtge-
meinde wertvoller und wird groß-
zügiger bewertet als die Dorfbevöl-
kerung. Wenn ich dann höre, dass 
in Nürnberg die Lorenzkirche für 
sechs Millionen Euro restauriert 
wird, sogar eine Teeküche soll ein-
gebaut werden, da fehlt mir jedes 
Verständnis. Ich würde mir wün-
schen, dass die Landeskirche ein-
sieht, was die Kirche auf dem Dorf 
für die Menschen bedeutet. Wenn 
sich die Spirale des Sparens weiter 
nach unten bewegt, dann kann, 
sarkastisch ausgedrückt, München 
ja gleich die Kirche verkaufen.

Monika Gräf, Höchstädt

Erste virtuelle Endlagersuche

Wunsiedel/Bayreuth – Weil sie gegen
Atomkraft ist, ging Renate van de
Gabel-Rüppel früher auf die Straße
und schloss sich den Grünen an.
Dann kam 2011 der Atomausstieg.
Die Bayreuther Kreisrätin muss jetzt
nicht mehr protestieren. Sie beteiligt
sich nun an der Suche nach einem
Endlager für die strahlende Hinter-
lassenschaft aus den Atomkraftwer-
ken. Dafür verbrachte die Kommu-
nalpolitikerin das Wochenende am
Bildschirm. So begegneten sich die
rund 800 Teilnehmer der Online-
Fachkonferenz zur Endlagersuche,
um erstmals in dem mehrstufigen
Verfahren fachliche Fragen zu disku-
tieren. „Die Endlagersuche ist für uns
sehr wichtig“, sagt Renate van de
Gabel-Rüppel, die den Landkreis
Bayreuth bei der Konferenz vertritt.
„Denn wir tragen die Verantwortung
für die bestmögliche Sicherheit der
nachfolgenden Generationen.“
nVorträge und Diskussionen: Am
Samstag, 14.10 Uhr, hielt der Geologe
Andreas Peterek seinen Vortrag. Er
vertritt Oberfranken und sprach in
einer Arbeitsgruppe, die sich mit Vul-
kanismus und Erdbeben befasst. Bei-
des Kriterien, die einen Standort wie
das Fichtelgebirge ausschließen kön-
nen. Der Arbeitsgruppe gehörten fast
100 Vertreter aus Wissenschaft,
Gebietskörperschaften, ge-
sellschaftlichen Gruppen und Beob-
achter an. Und es ging um das Teilge-
biet 9. Ein Raum, der sich von Baden-
Württemberg bis nach Sachsen
erstreckt. Darin liegt bekanntlich
auch das Fichtelgebirge, wo niemand
das atomare Endlager haben will.
Peterek ist davon überzeugt, dass
Nordostbayern nicht den bestmögli-
chen Standort für ein Atomendlager
bietet. Man müsse nämlich die geolo-
gische Beschaffenheit des Unter-
grundes berücksichtigen: Auf das
Fichtelgebirge und den nördlichen
Oberpfälzer Wald wirke sich der Ein-
fluss des Egergrabens mit sehr jungen
Bruchzonen und aktivem Vulkanis-
mus aus. Die Wellen von Erdbeben
würden auch ein Endlager im Fich-
telgebirge erreichen. Was Peterek
vortrug, diskutierte die Arbeitsgrup-
pe anschließend etwa eine Stunde.
Dabei waren auch Vertreter der Bun-

desgesellschaft für die Endlagersu-
che, BGE.
nPeterek auf Anfrage zu seinem
Vortrag: „Es war mir ein Anliegen,
der BGE ins Hausaufgabenheft zu
schreiben, sich mit aktiven Störun-
gen intensiver zu beschäftigen.“ Die
Brüche im Untergrund seien nicht
nur Ausschlussgebiete. Darin lauere
auch eine seismische Gefahr, die
über viele Kilometer weit reiche.
Peterek verweist dabei auf Erkennt-
nisse aus Tschechien. Dort hätten
Wissenschaftler Erdbeben mit der
Stärke von 6,5 nachgewiesen. Und
diese lägen nur 1000 bis 2500 Jahre
zurück. Damit wären ein Endlager
ausschließende Erdbebenstärken
auch für das östliche Fichtelgebirge
denkbar, was aber bisher in den Ana-
lysen der BGE gar nicht berücksich-
tigt sei.
nLeidenschaft und Polemik: Als
Nachteil empfanden es einige Teil-
nehmer, dass die Konferenz online
stattfand. Viele Erörterungen und
Einsprüche von Bürgerinnen und
Bürgern gingen so verloren. Wegen
der Pandemie hätte die Fachkonfe-
renz verschoben werden müssen. Für
Brigitte Artmann, Kreisvorsitzende
der Grünen in Wunsiedel, geht die

Beteiligung der Bürger noch nicht
weit genug. Artmann beruft sich auf
internationale Konventionen, hinter
denen das Verfahren zurückbleibe.
„Da steht die Bundesanstalt in der
Pflicht“, so Artmann. Sie hatte die
Diskussionen in der Arbeitsgruppe
Beteiligung miterlebt. Dort sei es lei-
denschaftlich und zuweilen auch
polemisch zugegangen. Artmann
zusammenfassend: „Da steppte der
Bär.“
nFazit:„Die Fachkonferenz war gut.
Wir hatten tolle Referenten. Aber es
muss nachgebessert werden“, sagt
Renate van de Gabel-Rüppel. Sie wird
auch an der nächsten Fachkonferenz
teilnehmen, notfalls auch wieder zu
Hause am Bildschirm, wenn es die
Pandemie verlangt.
nSo geht’s weiter: Die Beratungen
der Fachkonferenz über Teilgebiete
werden fortgesetzt. Angesetzt sind
Konferenzen im April und im Juni.
Gleich drei Vertreter aus der Region
wurden in die Arbeitsgruppe Vorbe-
reitung gewählt: So Sabrina Kaestner,
Bürgermeisterin von Marktleuthen,
Svenja Faßbinder, Jugendpflegerin
und Bürgerinitiative Wunsiedel ist
bunt, sowie Jörg Hacker, Geschäfts-
führer des Naturparks Fichtelgebirge.

Der Bund sucht nach
einem Standort für ein
Atomendlager. Jetzt ist die
Fachkonferenz gestartet.
Online haben sich Fach-
leute und Vertreter der
Landkreise ausgetauscht.

Von Udo Bartsch

Behälter mit hochradioaktiven Abfällen stehen im atomaren Zwischenlager in Gorleben. Bundesumweltministerin Schulze (SPD) hat vor allem die Länder dazu
aufgerufen, sich konstruktiv in die Suche nach einem Atommüll-Endlager einzubringen. Foto: dpa

Der Geologe Andreas Peterek schilderte in seinem Vortrag, welche Gefahren
im Egergraben lauern. Die müssten bei der Standortwahl berücksichtigt wer-
den. Foto: Udo Bartsch

Standortsuche für atomares Endlager
Bis 2031 soll in einem mehrstufigen
Verfahren ein Standort gefunden wer-
den, der für eine Million Jahre die
bestmögliche Sicherheit für die Lage-
rung hochradioaktiver Abfälle bietet.

Auch das Fichtelgebirge befindet sich
derzeit noch in der Auswahl für ein
Endlager. Die Anlage soll im Jahr 2050
in Betrieb gehen. Die endgültige Ent-
scheidung trifft der Bundestag.
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